
übermäßige Objektivierung des Europäischen
Menschenrechtsschutzes?

Zugleich eine Besprechung der Veröffentlichungen
des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte`

Hannfried Walter **)

Die Gewährleistung eines völkerrechtlich verbindlichen, durch interna-
tionale Organe überwachten und dem Individuum auch gegen den eigenen
Staat zugänglichen Menschenrechtsschutzes erscheint nahezu ein Vierteljahr-
hundert nach der Unterzeichnung der Europäischen Menschenrechtskonven-
tion (MRK) als vertraute Vorstellung. Gemessen am klassischen Völker-
recht und seiner Dogmatik, welche die Einzelperson grundsätzlich nur als

Objekt fremdenrechtlicher Grundsätze in das Recht der zwischenstaatlichen

Beziehungen einbezogen hat, ist die MRK der augenfälligste Ausdruck des
Wandels internationaler Rechtsauffassung. Ungeachtet der Fortbildung tra-

ditioneller Völkerrechtskonzeption, welche die MRK zweifellos bewirkte,
zeigt andererseits der langwierige Prozeß ihrer vollen Entfaltung das Nach-
wirken von ihr aufgegebener Vorstellungen:
Am 4. November 1950 wurde die MRK unterzeichnet; am 3. September

1953 - nach der Hinterlegung der zehnten Ratifikationsurkunde (Art. 66

Abs. 2 MRK) - trat sie in Kraft. Während die Europäische Kommission
für Menschenrechte alsbald nach dem Inkrafttreten der Konvention im

*) Publications de la Cour Europ6enne des Droits de l&apos; Homme - Publications of the

European Court of Human Rights, siehe Anhang S. 121. - Zitiert wird im folgenden
unter Angabe des Falles, der Serie&apos;und der Bandzahl: Sachurteil im Sprachenfall (A 6)
entspricht z. B. der empfohlenen, hier zur Vereinfachung verkürzten Zitierweise Cour
Eur. D. H., Affaire relative ä certains aspeCts du regime linguistique de Venseignement
en Belgique (fond), arret du 23 juillet 1968, Sirie A, Vol. 6.

**) Dr. iur., Regierungsdirektor im Kultusministerium in Mainz.
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Jahre 1954 konstituiert werden und ihre Arbeit aufnehmen konnte&apos;),
dauerte es weitere vier Jahre, bis die für die Bildung des Gerichtshofs er-

forderlichen acht staatlichen - Unterwerfungserklärungen (Art. 46 Abs. 1

MRK) am 3. September 1958 vorlagen. Die Mitglieder des Gerichtshofs

wurden am 21. Januar 1959 durch die Beratende Versammlung des Europa-
rats gewählt und traten am 23. Februar 1959 zu ihrer ersten Sitzung zu-

sammen. Am 20. April 1959 erfolgte die feierliche Inauguration des Ge-

richtshofs 2). Am 14. November 1960 sprach der Gerichtshof sein erstes Ur-

teil im Lawless-Fall.
Trotz der Konstituierung der mit dem Menschenrechtsschutz betrauten

Organe ist der Prozeß der Verwirklichung des vollen von der MRK ange-
strebten Menschenrechtsschutzes auch heute noch nicht abgeschlossen. Diese

zögernde, einen langen Zeitraum beanspruchende Annahme des europäischen
Menschenrechtsschutzes durch die Mitgliedstaaten des Europarats ist kein

Grund zur Resignation oder gar Entmutigung. Abgesehen von der Kündi-

gung der MRK durch Griechenland im Dezember 1969 ist die Verwirkli-

chung des europäischen Menschenrechtsschutzes bisher ständig fortverlaufen.
Ein wesentlicher Impuls zur Stärkung des MRK dürfte davon ausgehen, daß
Frankreich, welches zu den Unterzeichnerstaaten der MRK gehört, und die
Schweiz endlich ihre Zurückhaltung aufgegeben und ihre Ratifikationsur-
kunden - Frankreich am 3-Mai und die Schweiz am 28. November 1974

- hinterlegt haben. Die Veränderung der politischen Situation in Griechen-

land hat auch diesen Staat mit Wirkung vom 28. November 1974 in die

Organisation des Europarats und der MRK zurückgeführt. Frankreich,
Griechenland, Malta, die Türkei und Zypern haben sich bisher dem Indi-

vidualbeschwerdeverfahren (Art. 25 MRK) nicht unterworfen; die zuletzt

genannten Staaten konnten sich ferner noch nicht zur Anerkennung der

jurisdiktion des Gerichtshofs entschließen.

II

Bis Mitte 1974 hat der Gerichtshof zehn Verfahren abgeschlossen und

in ihnen achtzehn Urteile gesprochen. Ihre Publikation besorgt die Kanzlei
des Gerichtshofs mit den hier besprochenen Veröffentlichungen des Euro-

päischen Gerichtshofs für Menschenrechte, die damit den Charakter einer

amtlichen Sammlung haben. In übereinstimmung mit Art. 12 der Satzung
des Europarats sind die Amtssprachen des Gerichtshofs Englisch und Fran-

1) Vg1. im einzelnen Yearbook of the European Convention on Human Rights Bd. 1

(1955-1957), S. 106 ff.

2) Vgl. im einzelnen Yearbook Bd. 2 (1958/59), S. 119 ff.

http://www.zaoerv.de
© 1975, Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


110 Walter

zösisch; in beiden Sprachen werden deshalb seine Entscheidungen erlassen
und veröffentlicht. Der Gerichtshof bestimmt im Einzelfall,&apos; welcher Wort-
laut authentisch ist (Art. 27 derVerfahrensordnung des Gerichtshofs). Bisher
wurde in allen Fällen der französische Wortlaut für maßgeblich erklärt;
eine Ausnahme bildet allerdings das zweite Prozeßurteil im Lawless-Fall 3),
das keine Bestimmung des verbindlichen Wortlauts enthält.

Die Veröffentlichungen des Europäischen Gerichtshofs für Menschen-
rechte erscheinen in zwei Serien. Die Serie A enthält die Urteile des Ge-

richtshofs, aber auch Beschlüsse wie die Anrufung des Plenums im Sprachen-
Fall und im Landstreicherei-Fall 4).

Wie beim Internationalen Gerichtshof im Haag werden nicht nur die
Urteile und Beschlüsse, sondern auch die Prozeßmaterialien veröffentlicht:
Die Serie B enthält das gesammelte Aktenmaterial eines Verfahrens, also
insbesondere den Kommissionsbericht nach Art. 31 MRK, die Schriftsätze der

Verfahrensbeteiligten (d. h. in erster Linie der Kommission und der beklag-
ten Staaten, aber auch Stellungnahmen der beschwerdeführenden Indivi-

duen), die prozeßleitenden Verfügungen und die (wörtlichen) Niederschrif-
ten der mündlichen Verhandlung und Verkündungstermine.

Besonders ergiebig sind vor allem die jeweils mitveröffentlichten Kom-
missionsberichte. Sie enthalten nicht nur das dem Gerichtshof vorgeschaltete
Kommissionsverfahren einschließlich der Entscheidungen über die Zulässig-
keit einer Beschwerde, sondern entsprechend der in Art. 28 lit. a beschrie-
benen Aufgabe der Kommission eine überaus detaillierte Aufbereitung des

gesamten tatsächlichen Verfahrensstoffes. Wer sich eingehend mit einem
Einzelfall beschäftigen möchte, kommt ohne Einblick in die Kommissions-
berichte nicht aus. Zum Vergleich: Das Sachurteil -des Gerichtshofs im

Sprachen-Fall 5) umfaßt einschließlich der Sondervoten einzelner Richter
109, die inhaltlich entsprechenden Teile des Kommissionsberichts umfassen
263 Druckseiten 6). Fundgruben sind auch manche den Kommissionsberich-
ten beigegebene Anhänge wie in den Fällen Wemhoff und Neumeister 7)
die übersichten über die Kommissionspraxis zur angemessenen Dauer der

Untersuchungshaft (Art. 5 Abs. 3 MRK) sowie die rechtsvergleichende Dar-
stellung der Gesetzgebung über die Landstreicherei in einzelnen europäischen
Staaten im Landstreicherei-Fall 8).

3) Vom 7.4.1961, A 2. 4) A 5, S. 4; A 12, S. 4.

5) Vom 23. 7.1968, A 6. 6) B 3, S. 94-367.

7) B 4, S. 184 ff., und B 5, S. 117 ff.
8) B 10, S. 143 ff.
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Seit dem Sprachen-Fall 9) enthalten die Materialienbände der Serie B je
ein englisches und französisches verläßliches Stichwortverzeichnis, welches
den Zugang zu der Fülle des Materials öffnet. Das Stichwort Convention
de sauvegarde des Droits de lHomme et des liberes fondamentales -

&quot;Convention for the Protection of Human Rights and Fundamental Free-
doms&quot; schließt das Material nach MRK-Artikeln gegliedert auf. Die vor-

zügliche Präsentation der Serie B läßt dennoch für eine Anregung Raum:
Nach Art. 27 Abs. 2 der Verfahrensordnung des Gerichtshofs kann staat-

lichen Prozeßvertretern gestattet werden, in der mündlichen Verhandlung,
statt der amtlichen Gerichtssprachen Englisch und Französisch, ihre Heimat-
sprache zu benutzen. Von dieser Möglichkeit haben in den Fällen Neumei-

ster, Stägmüller, Matznetter und Ringeisen die österreichische, im Falle

Wemhoff die deutsche Regierung Gebrauch gemacht. Die entsprechenden
Materialienbände enthalten jedoch jeweils nur eine englische und französi-
sche übersetzung der deutschsprachigen Ausführungen. Angesichts der

Kompliziertheit der Materien, bei denen es - wie gerade in den Unter-

suchungshaftfällen - häufig um Einzelheiten innerstaatlicher Rechtsgebiete
geht, wäre es wünschenswert, die Plädoyers auch und gerade in der Sprache
nachlesen zu können, in der sie vorgetragen wurden. Die Serie B, welche
ohnehin nicht ohne einen gewissen Aufwand auskommt, sollte Platz dafür
haben.

III

Der Anwendungsbereich der MRK, soweit er in Verfahren mündete, die
vor dem Gerichtshof endeten, liegt bisher ausschließlich auf dem Gebiet,
welches das traditionelle Völkerrecht grundsätzlich aus seinem Geltungsbe-
reich ausklammerte und dem domaine reserve der Staaten vorbehielt. Aus-

gangspunkt aller Verfahren, die der Gerichtshof bis Mitte 1974 zu Ende

führte, bildeten Individualbeschwerden gemäß Art. 25 MRK, welche sich

gegen den Heimatstaat der jeweiligen Beschwerdeführer richteten 111).
Beklagte Staaten waren bisher Belgien (De Becker-Fall, Sprachen-Fall,

Delcourt-Fall, Landstreicherei-Fall), Irland (Lawless-Fall), österreich (Fälle
Neumeister, Stögmüller, Matznetter, Ringeisen) und die Bundesrepublik

0) B 3 ff.
10) Entsprechend liegt der Schwerpunkt der Kommissionspraxis: Zum Beispiel wurden

im Jahre 1973 442 Individualbeschwerden bei der Europäischen Menschenrechtskommis-
sion anhängig gemacht. Davon richteten sich 353 gegen den Heimatstaat der Beschwerde-
führer; 89 Beschwerden stammten von Ausländern und Staatenlosen (Conseil de l&apos;Europe,
Commission Europeenne des Droits de l&apos;Homme, Compte rendu annuel 1973, S. 29).
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(Wemhoff-Fall); fünf Verfahren (Golder gegen Großbritannien; Belgische
Polizeigewerkschaft gegen Belgien; Schwedische Lokomotivführergewerk-
schaft gegen Schweden; Schmidt und Dahlström gegen Schweden; fünf hol-
ländische Soldaten gegen die Niederlande) sind bei Abschluß des Manu-

skripts (Ende 1974) anhängig.
Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte kann sich ebenso wenig

wie jedes andere Gericht die Beschwerdeanlässe und die mit ihnen aufgewor-
fenen Rechtsfragen aussuchen. Die Konventionsanwendung durch den Ge-

richtshof ergibt somit kein symmetrisches Bild. Zu einem erheblichen Teil
der in der MRK verbürgten Menschenrechte und Grundfreiheiten fehlen

Stellungnahmen des Gerichtshofs. So gibt es keine Außerungen zum Recht
auf Leben (Art. 2 MRK), zum Verbot der Folter und unmenschlicher und

erniedrigender Behandlung (Art. 3 MRK), zur Gedanken-, Gewissens- und

Religionsfreiheit (Art. 9 MRK), zum Recht der freien Meinungsäußerung
(Art. 10 &apos;MRK),. zur Versammlungs &gt; und Vereinigungsfreiheit (Art. 11

MRK), zum Recht, eine Ehe einzugehen und eine Familie zu gründen (Art. 12

MRK), zur Eigentumsgarantie und zur Garantie freier und geheimer Wah-
len in angemessenen Zeitabständen (Art. 1 und 3 des ersten Zusatzproto-
kolls) sowie schließlich zum Verbot der -Schuldhaft, zum Recht auf Frei-

zügigkeit und zum Verbot der Einzel- oder Kollektivausweisung (Art. 1 bis
4 des vierten Zusatzprotokolls).

Der Schwerpunkt der menschenrechtlichen Judikatur liegt eindeutig auf
der Bestimmung der Voraussetzungen und Maßstäbe konventionsgemäßer
Freiheitsentziehung (Art. 5 MRK). Allein die Hälfte aller bisher abgeschlos-
senen Verfahren warf die Frage nach der angemessenen Dauer der Unter-

suchungshaft im Strafverfahren (Art. 5 Abs. 3 MRK) auf (Fälle Wemboff,
Neumeister, St6gmäller, Matznetter, Ringeisen). Auch im Lawless-Fall und
im Landstreicherei-Fall ging es darum, Freiheitsentziehungen an Art. 5 zu

messen. Die Außerungen des Gerichtshofs zu Art. 5 in den genannten Ver-

fahren gehen inzwischen bereits soweit in Einzelheiten, daß sich ihre syste-
matische Zusammenstellung zum Bild einer ausführlichen Kommentierung
dieses Konventionsartikels verdichtet&quot;).
Da im De Becker-Fall kein Sachurteil erging, vielmehr über die Erledi-

gung der Hauptsache (Streichung im Gerichtsregister) zu befinden war,

bleiben nur zwei Verfahren, in denen der Gerichtshof nicht über Freiheits-

entziehungen zu urteilen hatte. Im Delcourt-Fall war darüber zu entschei-

11) Vgl. H. W a 1 t er, Die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Men-

schenrechte 1959-1974, Jahrbuch des öffentlichen Rechts Bd. 24 (1975), Textziffern 16-

35 (im Druck).
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den, ob die im belgischen Prozeßrecht vorgesehene Anwesenheit des Gene-

ralprokurators bei der Urteilsberatung des belgischen Kassationshofs der
Garantie eines rechtsstaatlichen Gerichtsverfahrens (Art. 6 Abs. 1 MRK),
insbesondere dem aus ihr entwickelten Grundsatz der Waffengleichheit,
widersprach; der Gerichtshof hat dies unter Würdigung der besonderen, un-

abhängigen Stellung des Generalprokurators beim Kassationshof verneint.
Das wegen seiner innenpolitischen Implikationen zweifellos brisanteste und
die Tragweite der MRK am grundsätzlichsten berührende Verfahren war

der Sprachen-Fall; in ihm hatte der Gerichtshof die belgische Gesetzgebung
über die Unterrichtssprache auf ihre Vereinbarkeit mit dem Recht auf Bil-

dung (Art. 2 des ersten Zusatzprotokolls zur MRK), dem Recht auf Ach-

tung der Privatsphäre (Art. 8 MRK) und dem Diskriminierungsverbot
(Art. 14 MRK) zu prüfen.

Selbstverständlich konnte der Gerichtshof in den bisherigen Urteilen
über die genannten Konventionsbestimmungen hinaus zu einer Reihe wei-

terer Fragen wichtige Aussagen machen und Maßstäbe für die Anwendung
und Auslegung der MRK setzen. So gaben die Untersuchungshaftfälle in

der Regel Gelegenheit, zum Recht auf ein rechtsstaatliches Gerichtsverfah-
ren (Art. 6 Abs. 1 MRK) Stellung zu nehmen. Im Lawless-Fall sind die

Ausführungen über die Voraussetzungen des menschenrechtsuspendierenden
Notstandes (Art. 15 MRK), vor allem die Feststellung, daß die vorüber-

gehende Außerkraftsetzung menschenrechtlicher Garantien im Staatsnot-

stand vor dem Gerichtshof nachprüfbar und justitiabel ist, für das Grund-

verständnis der MRK von wesentlich weiterreichender Bedeutung als die in
diesem Verfahren gemachten Darlegungen zu Art. 5 MRK. Von grundsätz-
licher verfahrensrechtlicher Tragweite sind die Entbindung des Individu-

ums von der Pflicht zur Erschöpfung des innerstaatlichen Rechtswegs (Art. 26
MRK) für das Verlangen einer angemessenen Genugtuung wegen erlittener

Menschenrechtsverletzung (Art. 50 MRK) 11), die Inanspruchnahme der

Kompetenz, die Entscheidung der Kommission über die Zulässigkeit einer

Beschwerde zu überprüfen 13), die Qualifikation der Verfahrensbeteiligung
der Kommission im Verfahren vor dem Gerichtshof als Vertretung des öf-

fentlichen Interesses der Vertragsgemeinschaft 14) und schließlich die den
Konventionsrahmen bis an die äußersten Grenzen ausschöpfende Anbin-

12) Urteile im Landstreicherei-Fall vom 10. 3.1972 (A 14), im Ringeisen-Fall vom

22.6.1972 (A 15) und im Neumeister-Fall vom 7.5.1974 (A 17).
13) Sachurteil im Landstreicberei-Fall (A 12, S. 29 f.), bestätigt im Ringeisen-Urteil

(A 13, S. 35 f.).
14) Erstes Prozeßurteil im Lawless-Fall (A 1, S. 16) und Urteil im De Becker-Fall (A 4,

S.23).

8 ZäöRV Bd. 3511
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dung des der Parteifähigkeit entbehrenden (Art. 44 MRK) Individuums an

das Verfahren vor dem Gerichtshof 15). Der vorliegende Beitrag muß sich
auf den gegebenen kursorischen überblick beschränken; eine eingehende
Darstellung der Rechtsprechung des Gerichtshofs ist an anderer Stelle vor-

gesehen&quot;). Das Verfahren des Gerichtshofs ist in dieser Zeitschrift darge-
stellt 17), einige seiner Urteile sind abgedruckt 111), einige seiner Veröffent-
lichungen rezensiert 19), verschiedene Urteile ausführlich besprochen wor-

den 20).

15) Erstes Prozeßurteil im Lawless-Fall (A 1), zweites Prozeßurteil im Lawless-Fall
(A 2), Prozeßurteil im Landstreicberei-Fall (A 12 S. 6 ff.).

16) W a 1 t e r a.a.0. (oben Anm. 11).
17) H. M o s 1 e r, Organisation und Verfahren des Europäischen Gerichtshofs für

Menschenrechte, ZaöRV Bd. 20 (1960), S. 415 ff.
18) Erstes Prozeßurteil im Lawless-Fall (A 1), ZaöRV Bd. 21 (1961), S. 301 ff.; Sach-

urteil im Lawless-Fall (A 3), ZaöRV Bd. 21 (1961), S. 727 ff.; Prozeßurteil im Sprachen-
Fall (A 5), ZaöRV Bd. 27 (1967), S. 712 ff.; Sachurteil im Spracben-Fall (A 6), ZaöRV
Bd. 30 (1970), S. 302 ff.

19) De Becker (B 2), ZaöRV Bd. 24 (1964), s. igo ff.; Lawless (B 1), ZaöRV Bd. 24

(1964), S. 330 L; Sprachen-Fall (A 5, A 6, B 3, B 4), ZaöRV Bd. 30 (1970), S. 565 ff.
20) H. H u b e r, Der Hauptentscheid des Europäischen Gerichtshofs für Menschen-

rechte in der Sache Lawless, ZaöRV Bd. 21 (1961), S. 649 ff.; E. G r i s e 1, Das Prozeß-
urteil des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte vom 9. 2. 1967 über die prozeß-
hindernde Einrede in den belgischen Sprachenfällen, ZaöRV Bd. 27 (1967), S. 693 ff.;
A. K h o 1 Zur Diskriminierung im Erziehungswesen, Das Sachurteil des Europäischen
Gerichtshofs für Menschenrechte vom 23. 7. 1968 in den belgischen Sprachenfällen, ZaöRV
Bd. 30 (1970), S. 263 ff.; H. W a 1 t e r, Die Untersuchungshaftdauer als verfahrensrecht-
liches Problem der Europäischen Menschenrechtskonvention: Verfahrensgegenstand und
Rechtswegerschöpfung, ZaöRV Bd. 30 (1970), S. 321 ff. Vgl. ferner K. j. P a r t s c h, Die
Entstehung der Europäischen Menschenrechtskonvention, ZaöRV Bd. 15 (1955), S. 631 ff.;
ders., Die Europäische Menschenrechtskonvention vor den nationalen Parlamenten,
ZaöRV Bd. 17 (1957), S. 93 ff.; W. M o r v a y, Rechtsprechung nationaler Gerichte zur

europäischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 4. 11.
1950 (MRK) nebst Zusatzprotokoll vom 20.3.1952 (ZP), ZaöRV Bd. 21 (1961), S. 89 ff.,
316 ff.; H. W a 1 t e r, Der gegenwärtige Wirkungsbereich der Rechtsschutzeinrichtungen
der Europäischen Menschenrechtskonvention, Unterwerfungserklärungen Belgiens, Groß-
britanniens und Schwedens, ZaöRV Bd. 26 (1966), S. 352 ff.; d e r s., Der Grundsatz iura
novit curia im Europäischen Menschenrechtsverfahren, Zur Teilabweisung von Individual-
beschwerden wegen offensichtlicher Unbegründetheit, ZaöRV Bd. 28 (1968), S. 561 ff.;
Ch. S. A m e r a s i n g h e, Ile Rule of Exhaustion of Domestic Remedies in the Frame-
work of International Systems for the Protection of Human Rights, ZaöRV Bd. 28 (1968),
S. 257 ff.; M.-A. E i s s e n, Convention europ6enne des Droits de l&apos;Homme et Pacte des
Nations Unies relatif aux droits civils et politiques: probl de coexistence, ZaöRV
Bd. 30 (1970), S. 237 ff., 646 ff.; H. P e t z o 1 d Der gegenwärtige Wirkungsbereich der
Europäischen Menschenrechtskonvention und ihrer Zusatzprotokolle, der Konvention zur

Beseitigung aller Formen von Rassendiskriminierung sowie der Menschenrechtspakte der
Vereinten Nationen, ZaöRV Bd. 30 (1970), S. 400 ff.; K. C h r y s o s t o m i d e s, Com-
petence&quot; and &quot;Incompatibility&quot; in the jurisprudence of the European Commission of
Human Rights, Za8RV Bd. 33 (1973), S. 449 ff.
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Die Rechtsprechung des Gerichtshofs soll im folgenden lediglich unter

zwei Aspekten einer Problematik erörtert werden, welche in der über-
schrift dieses Beitrags mit der Frage umschrieben wurde, ob im europäischen
Menschenrechtsschutz eine übermäßige - und gemeint ist damit: eine der

Gewährleistung der Menschenrechte letztlich abträgliche - Objektivierung
zu beobachten ist. Die zunächst möglicherweise etwas überraschende Frage-
stellung ist im Rahmen der sich anschließenden Ausführungen zu verdeut-
lichen und zu erörtern.

IV

Die Einzelperson ist vor dem Gerichtshof nicht parteifähig; auch dann

nicht, wenn sie selbst das Verfahren durch eine Individualbeschwerde ge-
mäß Art. 25 MRK bei der Kommission eingeleitet hat (Art. 44 MRK). Die

Lösung vom traditionellen Völkerrechtskonzept ging bei der Formulierung
der MRK nicht soweit, dem Individuum die Stellung einer den Staaten in
einem Verfahren vor einem internationalen Gericht gegenübertretenden
Prozeßpartei zuzuerkennen. Als Ersatz für die nicht erreichbare Partei-

fähigkeit des Individuums wurde der Kommission die Aufgabe und Befug-
nis übertragen, nach einem von ihr selbst durchzuführenden Vorverfahren
eine nicht offensichtlich unbegründete Behauptung einer Menschenrechtsver-

letzung vor den Gerichtshof zu bringen und in dessen Verfahren als Be-

teiligte aufzutreten (Art. 44 und 48 lit. a MRK) 21).
Die Verfahrensbeteiligung der Kommission soll die dem Einzelnen vor-

enthaltene Parteifähigkeit zwar ausgleichen, aber sie kann sie funktionell
nicht ersetzen. Als Vertreterin des öffentlichen Interesses der Vertragsge-
meinschaft22) verficht die Kommission vor dem Gerichtshof die Sache der
Menschenrechte objektiv, d. h. also notwendig ohne Identifikation mit einem
Parteiinteresse. Falls die Kommission sich selbst die unparteiische Meinung
gebildet hat, es liege im konkreten Fall eine Menschenrechtsverletzung vor,
kann sie Kraft ihres Amtes nur so handeln, wie es im Interesse einer ab-
strakten Idealpartei liegt, deren Ziele sich mit dem öffentlichen Interesse
decken 23); demgegenüber kann sich der die Menschenrechtsverletzung be-

streitende, am Verfahren selbst beteiligte Staat parteiisch zur Wehr set-

21) Vgl. M.-A. E i s s e n, La Cour europ6enne des Droits de l&apos;Homme, De la Con-

vention auR Annuaire frangais de droit international 1959, S. 618 ff., 649:

substitut du droit de recours individuel primitivement envisag6.
22) Vgl. oben S. 113 f.
23) Vgl. ausführlicher H. W a 1 t e r, Die Europäische Menschenrechtsordnung (Bei-

träge zum ausländischen öffentlichen Recht und Völkerrecht, 53) (1970), S. 124 ff., 126.
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zen. Noch prägnanter tritt die dargestellte verfahrensrechtliche Konstella-
tion zu Tage,&apos;wenn sich die Kommission die objektive Meinung gebildet hat,
im konkreten Fall sei eine Menschenrechtsverletzung nicht anzunehmen,
und - wie in den Fällen Lawless und Delcourt - vor dem Gerichtshof in
diesem Sinne Stellung bezieht. Der Gerichtshof hört in einem solchen Fall
die den Konventionsverstoß verneinende Auffassung von zwei Seiten.

Es ist nicht zu bestreiten, daß sowAl die Kommission wie der Gerichts-
hof sich offensichtlich dieser Problematik bewußt sind und sich - bis an die
Grenzen des nach der Konvention Zulässigen - bemüht haben, das Indi-
viduum so nahe wie möglich an das Verfahren vor dem Gerichtshof heran-
zuführen und seiner Auffassung dort Gehör zu sichern. Der Gerichtshof er-

fährt die Argumentation des Beschwerdeführers aus dem Kommissionsbe-
richt (Art. 31 MRK) und gibt sie selbst im Tatbestand seiner Urteile wieder;
die Kommission gibt dem Beschwerdeführer Gelegenheit zur Stellungnahme
zu ihrem Bericht und leitet sie gegebenenfalls dem Gerichtshof weiter (Art. 76
der Verfahrensordnung der Kommission); der Gerichtshof nimmt diese Stel-
lungnahme als Bestandteil des Prozeßstoffs entgegen, gestattet sogar dem
Anwalt des Beschwerdeführers, in der Funktion als Hilfsperson der Kom-
mission (vgl. Art. 29 Abs. 1 Satz 2 der Verfahrensordnung des Gerichtshofs)
vor ihm aufzutreten und Ausführungen zu machen 24), und hat ausdrücklich
betont, es dürfe nicht vergessen werden, daß - in einem auf Grund des
Art. 25 MRK eingeleiteten Verfahren&apos;- die Beschwerde einer Einzelper-
son den Ausgangspunkt darstelle 25).

Die bemerkenswerten Bemühungen von Kommission und Gerichtshof,
den Ausschluß des Individuums vom Gerichtsverfahren zu mildern, ver-

mögen jedoch das Manko nicht zu beseitigen, daß das Individuum nicht
Subjekt, sondern nur Objekt in dem Verfahren ist, in dem es um s e i n e

Rechte geht. Das prinzipielle Defizit an kontradiktorischem Verfahren ist
von der MRK vorgegeben; die europäischen RechtsSchutzorgane vermo-gen
es nicht aufzuheben.

Der dargelegte Mangel an kontradiktorischem Verfahren ist nicht nur

eine prozeßrechtstheoretische Feststellung; er hat, so scheint es, dem Indivi-
dualrechtsschutz nicht zuträgliche, praktische Folgen; mindestens&apos; legt die

Abstimmungsstatistik der bisherigen Straßburger Praxis eine derartige
Annahme nahe:

24) Vgl. die beiden Prozeßurteile im Lawless-Fall (A 1, A 2) und das Prozeßurteil im
Landstreicherei-Fall (A 12, S. 6-8).

2,1) Urteil im De Becker-Fall (A 4, S. 26).
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Im Lawless-Fall hielt der Gerichtshof einstimmig die Inhaftierung des
Beschwerdeführers für durch den menschenrechtsuspendierenden Notstand
gedeckt 26); die Kommission bejahte die rechtfertigenden Notstandsvoraus-

setzungen mit einem Stimmenverhältnis von neun zu fünf, die Notwendig-
keit der vom Beschwerdeführer gerügten Notstandsmaßnahme der Inhaf-

tierung mit acht zu sechs Stimmen 27). Eine nicht unerhebliche Kommissions-
Minderheit gelangte somit zur Annahme einer Konventionsverletzung. Im

belgischen Sprachen-Fall war über die Frage einer Konventionsverletzung
in sechs Einzelpunkten zu entscheiden 28). Der Gerichtshof hat in einer der
sechs Fragen mit dem knappen Abstimmungsergebnis.von acht zu sieben
eine Verletzung bejaht, in allen übrigen Punkten einen Verstoß einstimmig
abgelehnt 29); im selben Verfahren gelangten nur drei von zwölf Kommis-
sionsmitgliedern zu dem Ergebnis, daß überhaupt keine MRK-Verletzung
vorliege 30); in drei der sechs Punkte nahm die Kommission mehrheitlich
eine Konventionsverletzung an; in den drei übrigen Punkten gelangte sie
ebenfalls mehrheitlich - und nicht einstimmig wie der Gerichtshof - zur

Verneinung eines Konventionsbruchs 31); die Konventionsgemäßheit der Un-

tersuchungshaftdauer Wemhoffs bestätigte der Gerichtshof mit sechs zu

eins 32), die Kommission rügte die Konventionswidrigkeit mit sieben zu drei
Stimmen 33). Die Untersuchungshaftdauer im Matznetter-Fall war nach Auf-

fassung des Gerichtshofs konventionsgemäß (fünf zu zwei) 34), nach Auf-

fassung der überwältigenden Kommissionsmehrheit (neun zu eins) war sie
es nicht 35); im selben Fall verneinte der Gerichtshof eine Verletzung des
Art. 6 Abs. 1 MRK einstimmig, die Kommission verneinte sie bei Stimmen-

gleichheit (fünf zu fünf) mit der ausschlaggebenden Stimme ihres Präsiden-
ten 36). Der knappen Ablehnung einer Verletzung des Art. 6 Abs. 1 MRK
mit sieben zu sechs Stimmen der Kommission im Delcourt-Fall 37) entsprach
beim Gerichtshof die einstimmige Verneinung einer Verletzung 38). IM

26) A 3, S. 63.

27) B 1, S. 8 1, 113.

28) Vgl. dazu im einzelnen K h o 1 a. a. 0. (oben Anm. 20).
29) A 6, S. 87.

30) B 3, S. 383 f.
31) B 3, S. 382 L; A 6, S. 8.

32) A 7, S. 27.

33) B 5, S. 89.

34) A 10, S. 36.

35) B 8, S. 54 f.
36) B 8, S. 58.

37) B 9, S. 58. Vgl. Rezension von H. Walter: J. V e 1 u, L&apos;affaire Delcourt (1972)
unten S. 151.

38) A 11, S. 20.
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Landstreicherei-Fall hat der Gerichtshof einen Verstoß gegen Art. 5 Abs. 4
MRK mit neun zu sieben 39), die Kommission mit neun zu drei Stimmen be-

Jaht 4,0); zugleich ist im Landstreicherei-Fall bei der Entscheidung über die

Verletzung des Art. 8 MRK die größte festzustellende Abstimmungsdiffe-
renz aufgetreten: Den von der Kommission mit zehn zu eins angenom-
menen Konventionsbruch41) bejahte nur einer von sechzehn Richtern. Im

Ringeisen-Fall gelangte der Gerichtshof in zwei Tatbestandsvarianten zur

Annahme einer konventionswidrigen Untersuchungshaftdauer mit fünf zu

zwei bzw. vier zu drei Stimmen42),während die Kommission dieselbe Auf-
fassung mit dem Stimmenverhältnis von elf zu eins vertreten hatte43). Dem
Individuum etwas günstigere Abstimmungsergebnisse des Gerichtshofs im
Verhältnis zur Kommission gab es lediglich in zwei Fällen. Im Neumeister-
Fall steht der einstimmigen (sieben zu null) Annahme einer Verletzung des
Art. 5 Abs. 3 MRK durch den Gerichtshof 44) ein Abstimmungsergebnis von

elf zu eins in der Kommission gegenüber 45); andererseits hielt die Kommis-
sion bei einem Abstimmungsverhältnis von sechs zu sechs im selben Fall mit
der ausschlaggebenden Stimme des Präsidenten Art. 6 Abs. 1 MRK für ver-

letzt 46), während der Gerichtshof den Verstoß gegen diese Bestimmung mit
fünf zu zwei ablehnte 47). Den Verstoß der Untersuchungshaftdauer Stag-
müllers hat die Kommission mit einem Ergebnis von acht zu drei.48), der Ge-
richtshof dagegen einstimmig festgestellt 49).

Zusammenfassend ergibt Sich: In keinem Fall hat der Gerichtshof eine
den MRK-Verstoß ablehnende Kommissionsauffassung korrigiert, verschie-
dentlich hat er eine von der Kommission bejahte Menschenrechtsverletzung
verneint, und im übrigen hat er eine von der Kommission gefundene Ver-

letzung der MRK regelmäßig mit nur geringerer Mehrheit als jene bestätigt.
Die pauschal festgehaltenen Abstimmungsverhältnisse je in der Kom-

mission und dem Gerichtshof sind nicht im mindesten geeignet Folgerun-
gen zuzulassen, wessen Konventionsauslegung und -anwendung im Einzel-
fall überzeugender und zutreffender erscheint. Es kann auch nicht darum

39) A 12, S. 47.

40) B 10, S. 93.

41) B 10, S. 98.

42) A 13, S. 46.

43) B 11, S. 51.
44) A 8, S. 44.

45) B 6, S. 70.

46) B 6, S. 82.

47) A 8, S. 44.

48) B 7, S. 53.

411) A 9, S. 45.
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gehen, daraus etwa eine weniger menschenrechtsfreundliche Haltung des
Gerichtshofs als der Kommission abzuleiten. Andererseits sind die Abstim-
mungsergebnisse tendenziell so deutlich und die inzwischen vom Gerichts-
hof abgeschlossenen Verfahren und entschiedenen Fragen zahlreich genug,
um hier auf einen Befund hinzuweisen, der sorgfältiger überlegungen be-
darf. Die Ursache ist nach der hier vertretenen Auffassung in einer doppel-
ten, deshalb übermäßigen und dadurch nicht mehr positiv zu bewertenden

Objektivierung des Europäischen Menschenrechtsverfahrens zu suchen,
welche ihrerseits ihre Ursache in der dem Einzelnen vorenthaltenen Partei-

fähigkeit vor dem Gerichtshof und dem darauf beruhenden Mangel an

kontradiktorischem Verfahren hat. Die d o p p e 1 t e 0 b j e k t i v i e -

r u n g kommt dadurch zustande, daß die, Kommission zunächst in einem
vor ihr zwischen dem Individualbeschwerdeführer und dem beschwerdegeg-
nerischen Staat kontradiktorisch ablaufenden Verfahren in objektiver,
quasirichterlicher Funktion zu einer Sachverhaltsfeststellung und Rechtsauf-

fassung gelangt, welche dann im Verfahren vor dem Gerichtshof in der

Gegenüberstellung und Konfrontation mit dem Parteivorbringen des be-

klagten Staates ein zweites Mal objektiviert wird. Die Last objektiver
Urteilsfindung, die jedes Gericht zu tragen hat, wird dadurch für den Euro-

päischen Gerichtshof für Menschenrechte ungleich schwerer, weil er nicht

Parteivorbringen gegen Parteivorbringen, sondern objektives Vorbringen
gegen Parteivorbringen abzuwägen hat.

V

Eine Tendenz zur übermäßigen Objektivierung des Europäischen Men-

schenrechtsschutzes, welche zu kritischen überlegungen Anlaß gibt, ist -

unabhängig von den vorausgehenden Ausführungen - unter einem wei-

teren, ganz anderen Aspekt zu beobachten; sie ist im Gegensatz zu dem
unter IV Dargelegten nicht von der MRK ausdrücklich vorgegeben, sondern
vielmehr ein Produkt der Konventionsanwendung durch Kommission und
Gerichtshof.

Ausgehend von der - zutreffenden -10) - Annahme eines durch die
MRK errichteten ordre public 11) wird das materielle und prozessuale Recht
der MRK im Verständnis der Kommission und des Gerichtshofs durch eine
sehr weitgehende Zurückdrängung subjektiver Rechtspositionen geprägt.
Dies gilt nicht nur im Hinblick auf die Rechtsstellung der Vertragsstaaten,

50) Vgl. im einzelnen W a 1 t e r, a. a. 0. (oben Anm. 23), S. 99-136.

51) Vgl. Sachurteil im Landstreicherei-Fall (A 12, S. 36).
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denen von der Kommission und der nahezu einhelligen Auffassung im
Schrifttum subjektive Vertragserfüllungsansprüche abgesprochenwerden 52),
sondern auch für die subjektive Rechtsstellung des Individuums. Im Sach-
urteil des Landstreicherei-Falls hat der Gerichtshof zum Ausdruck gebracht,
daß die Einzelperson auf ihre durch die MRK verbürgten Menschenrechte
nicht ohne weiteres verzichten kann. jedenfalls zum Recht auf persönliche
Freiheit wurde dargelegt, dieses Recht sei in einer demokratischen Gesell-
schaft im Geiste der MRK zu wichtig, um eine Person den Konventions-
schutz nur deshalb verlieren zu lassen, weil sie sich selbst als Gefangener
anheim gebe. Freiheitsentziehung könne Art. 5 MRK verletzen, obwohl die
betroffene Person zugestimmt habe. Wenn eine Angelegenheit den ordre
public des Europarats betreffe, sei eine gewissenhafte Kontrolle aller Maß-
nahmen, welche die Menschenrechte verletzen&apos;könnten, durch -die Organe
der MRK geboten 53). Die Kommission hält sich in ständiger Praxis nicht an
vom Beschwierdeführer erklärte Beschwerderücknahmen gebunden, prüft
vielmehr im Einzelfall, ob_eine Fortsetzung des Verfahrens von Amts wegen
im öffentlichen Interesse geboten iSt.14). Der Gerichtshof nimmt für sich in

Anspruch, ein Verfahren fortzusetzen, obwohl der Beschwerdeführer die
Kommission und die beklagte Regierung bereit -sind,&apos; die Hauptsache für

erledigt zu erklären r--5).
Die subjektive Rechtsposition des Individuums reduziert sich bei diesem

Menschenrechtsverständnis, sieht man einmal von den innerstaatlichen Wir-

kungen der MRK ab, auf die Befugnis zur Einleitung eines internationalen
Verfahrens. In der Tat ist in der Literatur die extreme Auffassung vertre-

ten worden, das Individuum erhebe die Individualbeschwerde gemäß
Art.&apos;25 MRK weniger zur Verteidigung eines subjektiven Rechts als zur

Wahrung der Legalität, es mache ein Recht auf Achtung der objektiven
Legalität -geltend &quot;).

Wenn Art. 6 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte der Ver-
einten Nationen vom 10. Dezember 1948 für jeden Menschen überall An-

spruch auf Anerkennung als Rechtspersen proklamiert, so ist damit mehr
gemeint, als Rechtssubjektivität im Sinne einer rechtskonstruktiven Zuord-

nungskategorie. Dahinter steht die materiale Vorstellung von der auto-

52 Dagegen W a 1 t e r, a. a. 0. (oben Anm. 23), S. 48-98.
&apos;

53) Sachurteil im Landstreicherei-Fall (A 12, S. 36); vgl. auch das Urteil (Art. 50) im
Neumeister-Fall vom 7.5.1974 (A 17, S. 14 ff.).

54) Vgl. im einzelnen W a 1 t e r, a. a. 0. (oben Anm. 23), S. 113 ff., 129 f.
155) Urteil im De Becker-Fall (A 4, S. 24 f., 27).
56) R.-j. D u p u y, La Commission europ6enne des Droits de l&apos;Homme, AFDI 1957,

S. 449 ff., 470; dagegen W a 1 t e r, a. a. 0. (oben Anm. 23), S. 64 ff.
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nomen, eigenverantwortlichen auf freie Entfaltung angelegten Persönlich-
keit des Menschen. Und wenn der Eintritt des Individuums als Rechtssub-

jekt in die Völkerrechtsordnung vor allem sub specie der MRK als Durch-
bruch in eine neue Völkerrechtskonzeption begrüßt wurde, so hat auch dies

nur materialen Gehalt, wenn damit mehr gemeint ist, als eine weitere

rechtsdogmatische Zuordnungsgröße. Nur bei einem in diesem Sinne mate-

rialen Verständnis von Rechtssubjektivität gewinnt der Begriff eine eigen-
ständige menschenrechtliche Bedeutung. Wird die Disposition des Individu-

ums in und bei der Durchsetzung der ihm verbürgten Menschenrechte allzu-

sehr beschränkt, so droht seine Völkerrechtssubjektivität wieder aufgehoben
zu werden, kaum daß sie Anerkennung gefunden hat. Freie Rechtsausübung
einerseits, Rechtsverzicht und eigenverantwortliche Disposition über die

Rechtsverfolgung andererseits gehören zusammen, und das letztere läßt sich

nicht ohne Gefahr für das erste dem Individuum aus der Hand nehmen.
Die Rechtssubjektivität des Menschen und die Menschenrechte selbst ver-

lieren an Substanz, wenn sie p r i m ä r zu einer Aufgabe des öffentlichen In-

teresses werden. Das öffentliche Interesse besteht darin, den Einzelnen zur

Rechtsdurchsetzung in Stand zu setzen, nicht sie ihm ab- und aus der Hand

zu nehmen. Für die Rechtsschutzorgane der MRK müßte daraus folgen,
nicht in übermäßiger Objektivierung des Menschenrechtsschutzes den Rechts-

verzicht und die individuelle Verfügung über die Rechtsverfolgung einzu-

schränken, sondern in jedem Einzelfall minuziös zu prüfen, ob ein Rechts-

verzicht und eine Beschwerderücknahme freiwillig ausgesprochen
wurden. Wenn die Einzelperson statt eines eigenverantwortlichen Subjekts
völkerrechtlich gewährleisteter Menschenrechte und Grundfreiheiten zu

einem Objekt internationaler menschenrechtlicher
F ü r s o r g e würde, so wäre dies nicht im Geiste der MRK.

Anhang

Publications de la Cour Europ6enne des Droits de Momme / Publications of

the European Court of Human Rights. Strasbourg: Greffe de la Cour, Conseil de

I&apos;Europe / Registry of the Court, Council of Europe. K61n, Berlin, Bonn, MUn-

chen: Heymann

Serie A: Arrets et decisions / Series A: judgments and Decisions

A 1. Affaire Lawless / The Lawless Case.

Exceptions pr0iminaires et questions de proc6dure; Arret du 14 novembre
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1960 / Preliminary objections and questions of procedure; judgment of 14th
November 1960. 1961. 20 S.1)
A 2. Affaire Lawless / The Lawless Case.
Arret du 7 avril 1961 / judgment of 7th April 1961. 1961. S. 23-24.
A 3. Affaire Lawless / The Lawless Case.

Fond; Arret du ler juillet 1961 / Merits; -judgment of 1st July 1961. 1961.
S.27-67.

A 4. Affaire De Becker The De Becker Case.
Arret du 27 mars 1962 judgment of 27th March 1962. 1962. 33 S.
A 5. Affaire -relative I certains aspects du regime linguistique de Penseignement
en Belgique- / Case &quot;relating to certain aspects of the laws on the use of
languages in education in Belgium&quot;.
Exception pr6liminaire; d6cision du 3 mai 1966; Arr8t du 9 fevrier 1967 / Preli-

minary objection; decision of 3rd May 1966; judgment of 9th February 1967.
1697. 20 S.

A 6. Affaire ((relative a certains aspects du regime linguistique de Penseignement
en Belgique* / Case &quot;relating to certain aspects of the laws on the use of
languages in education in Belgium&quot;.
Fond; Arret du 23 juillet 1968 / Merits; judgment of 23rd July 1968. 1968.

109S.
A 7. Affaire Wemhoff The Wemhoff Case.
Arret du 27 juin 1968 judgment of 27th June 1968. 1968. 40 S.
A 8. Affaire Neumeister / The Neumeister Case.
Arret du 27 juin 1968 / judgment of 27th June 1968. 1968. 48 S.
A 9. Affaire St8gmilller / The St6gmiiller Case.
Arret du 10 novembre 1969 / judgment of 10th November 1969. 1970. 47 S.
A 10. Affaire Matznetter / The Matznetter Case.
Arret du 10 novembre 1969 / judgment of 10th November 1969. 1970. 50 S.
A 11. Affaire Delcourt / The Delcourt Case.
Arr9t du 17 janvier 1970 / judgment of 17th January 1970. 1970. 21 S.
A 12. Affaires De Wilde, Ooms et Versyp (&lt;(Vagabondage*) / The De Wilde,
Ooms and Versyp Cases (&quot;Vagrancy&quot; Cases).
D6cision du 28 mai 1970; question de proc4dure: arr6t du 18 novembre 1970;
arret du 18 juin 1971 / Decision of 28th May 1970; question of procedure:
judgment of 18th November 1970; judgment of 18th June 1971. 1971. 75 S.
A 13. Affaire Ringeisen / The Ringeisen Case.
Arret du 16 juillet 1971 / judgment of 16th July 1971. 1971. 56 S.
* 1-13 je DM 9.- brosch.
* 14. Affaires De Wilde, Ooms et Versyp (,KVagabondage*) / De Wilde, Ooms
and Versyp Cases (&quot;Vagrancy&quot; Cases).

1) Bei allen Bänden Seiten doppelt paginiert, jeweils in englischer und französischer
Sprache.
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Arre&apos;t du 10 mars 1972 (Question de Papplication de Particle 50 de la Conven-

tion) / judgment of 10th Mard 1972 (Question of the application of Article 50

of the Convention). 1972. 22 S. DM 4.50 brosch.
A 15. Affaire Ringeisen / The Ringeisen Case.

Arret du 22 juin 1972 (Question de Papplication de Particle 50 de la Conven-

tion) / judgment of 22nd June 1972 (Question of the application of Article 50

of the Convention). 1972. 12 S. DM 2.50 brosch.
A 16. Affaire Ringeisen / The Ringeisen Case.

Arret du 23 juin 1973 (Interpretation de Parret du 22 juin 1972) / judgment of

23rd June 1973 (Interpretation of the judgment of 22nd June 1972). 1973. 13 S.

brosch.
A 17. Affaire Neumeister / The Neumeister Case.

Arret du 7 mai 1974 (Question de Papplication de Particle 50 de la Convert-

tion) / judgment of 7th May 1974 (Question of the application of Article 50

of the Convention). 1974. 21 S. brosch.

Serie B: Memoires, Plaidoiries et Documents / Series B: Pleadings, Oral Argu-
ments and Documents

B 1. Affaire Lawless / The Lawless Case.

1961. 502 S.
B 2. Affaire De Becker / The De Becker Case.

1962. 300S.

B 3. Affaire -relative I certains aspects du regime linguistique de Penseignement
en Belgique- / Case &quot;relating to certain aspects of the laws on the use of

languages in education in Belgium&quot;.
Vol. 1. 1967. 531 S.

B 4. Affaire -relative &apos;a certains aspects dur linguistique de Penseignement
en Belgique* / Case &apos;&quot;relating to certain aspects of the laws on the use of

languages in education in Belgium&quot;.
Vol. 11. 1968. 269 S.

B 5. Affaire Wemhoff / The Wemhoff Case.

1969. 361 S.

B 6. Affaire Neumeister / The Neumeister Case.

1969. 338 S.
B 7. Affaire St6gmfiller The St8gmfiller Case.

1970.256S.
B 8. Affaire Matznetter The Matznetter Case.

1970. 274 S.
B 9. Affaire Delcourt / The Delcourt Case.

1970.268 S.
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B 10. Affaires De Wilde, Ooms et Versyp (4cVagabondage*) I De Wilde, Ooms
and Versyp Cases (&quot;Vagrancy&quot; Cases).
Vol. 1. 1971. 476 S.
B 1-10 je DM 38.- geb.
B 11. Affaire Ringeisen / The Ringeisen Case.
Vol. 1. 1972. 299 S. DM 83.50 geb.
B 12. Affaires De Wilde, Ooms et Versyp (-Vagabondage*) / De Wilde, Ooms
and Versyp Cases (&quot;Vagrancy&quot; Cases).
Vol. 11. 1972.126 S. DM 29.50 geb.
B 13. Affaire Ringeisen / The Ringeisen Case.
Vol. IL 1973. 89 S. geb.
B 14. Affaire Ringeisen / The Ringeisen Case.
Vol. 111. 1973. 58 S. geb.
B 15.* Affaire Neumeister / Neumeister Case.
1974. 142, 143-170 S. geb.
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